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Bildungspolitik im Spannungs-
feld von Globalisierung und
Regionalisierung
Bereits im letzten Jahrzehnt des zu Ende
gegangenen 20. Jahrhunderts zeichnete
sich eine Zunahme des weltweiten Wett-
bewerbs ab. Der Abbau wettbewerbsbe-
hindernder Regulierungen (zum Beispiel
in der Europäischen Union) und die – der
Tauscherleichterung dienende – Ein-
führung des Euro gingen Hand in Hand
mit der Forderung, dass sich die Bildungs-
politik auf die Erfordernisse der Globali-
sierung einstellen müsse. Stichwortartig
seien dazu genannt: Verkürzung der Aus-
bildung, Aktualisierung der Lehrinhalte,
insbesondere in Bezug auf die Anforde-
rungen der Informationstechnologie,
größerer Praxisbezug, Fremdsprachen-
kenntnisse, Auslandspraktika und Lehr-
veranstaltungen in Englisch.
Die globalisierungsorientierte Diskus-
sion zur Reform der Ausbildung muss 
freilich berücksichtigen, dass ein Großteil
der Wertschöpfung – bei aller Vernet-
zung – regional erfolgt und dass die ar-
beitenden Menschen mit ihren Familien
überwiegend kein nomadenhaftes Leben
anstreben. Die Menschen sind vielmehr
tief mit ihrem kommunalen und regiona-
len Umfeld verbunden sowie kulturell 
und religiös verwurzelt1. Das zeigt sich im
Festhalten an entsprechenden Sitten und
Gebräuchen und auch im Gebrauch na-
tionaler Sprachen, zum Teil landsmann-
schaftlich gefärbt2.
Weil die Politik die Menschen immer 
in ihrem sozialen Umfeld anspricht und
weil lokal und regional gesicherte Arbeit-
nehmer besondere Freude und Einsatz-
bereitschaft zeigen, hat die Europäische
Union einen Ausschuss der Regionen
kreiert, dem ein beratendes Mitwirkungs-
recht bei der Willens- und Entscheidungs-
bildung im Rahmen der Struktur- und Re-
gionalpolitik zukommt. Hinsichtlich der
Bildungspolitik ist daraus der Schluss zu
ziehen, dass kulturelle, geschichtliche
und sprachliche Besonderheiten der Bil-
dungssysteme der einzelnen Länder nach
wie vor von großer Bedeutung sind. Ihre
zwangsweise Vereinheitlichung und Aus-
dünnung hätte fatale Folgen, weil der ge-
sicherte Boden, auf dem globalorientier-
tes Spezialwissen allein aufbauen kann,
wegbricht.
Die deutsche Hochschullandschaft kommt bereits seit Jahren nicht zur Ruhe. Kaum
wurde eine Reform gesetzgeberisch auf den Weg gebracht, wird sie bereits von der
nächsten abgelöst. Es ist nicht immer leicht, die dahinter verborgenen Zielsetzungen
zu erkennen. Eines der Hauptziele scheint jedoch ein von Politik und Wirtschaft immer
häufiger angemahnter größerer Wettbewerb im Hochschulbereich zu sein. Durch In-
strumente wie die Lehrevaluation, die Akkreditierung von Studiengängen und eine 
leistungsgerechte Besoldung scheint die Zauberformel dafür gefunden zu sein. Orga-
nisatorische Neuordnungen sollen bewirken, dass diese auch umgesetzt werden kann.
Spätestens seit Bekanntwerden der Pisa-Studie dürfte indessen klar sein, dass alle 
Bereiche der Bildung auf den Prüfstand gehören und besser aufeinander abgestimmt
werden müssen. Isolierte und pausenlose Reformen allein im Hochschulbereich wer-
den den Anforderungen an ein modernes, globalen Anforderungen genügendes Bil-
dungssystem nicht gerecht. Die folgenden Überlegungen, die im einzelnen sicher
noch diskutiert und ausgeformt werden müssen, sind ein bescheidener Versuch, eine
Brücke vom Kindergarten über den Primär- sowie Sekundär- und Tertiärbereich der
Schule bis hin zu Fort- und Weiterbildung zu schlagen.
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Neubestimmung von Bildung
und Ausbildung
Bildung und Ausbildung verfolgen immer
praktische Zwecke, das heißt, sie sind
darauf gerichtet, die (jungen) Menschen
darauf vorzubereiten, Aufgaben, die sich
im späteren beruflichen wie im privaten
Bereich stellen, zu lösen und selbst ge-
steckte Ziele zu erreichen. Gesamtwirt-
schaftlich geht es darum, die Menschen
in einer modernen, arbeitsteiligen Indus-
trie- und Dienstleistungsgesellschaft in
die Lage zu versetzen, sich mit den nöti-
gen und gewünschten Produkten zu ver-
sorgen und dabei auch ein hinreichendes
Maß ein Vorsorge zu treffen.
Darüber hinaus hat Bildung einen un-
verkennbaren Eigenwert. Dieser Eigen-
wert kann individuell gesehen werden
(beispielsweise die Freude an der Kennt-
nis griechischer Mythen o.ä.), aber er hat
zugleich einen wichtigen gesellschaftli-
chen Bezug: Verantwortungsbewusste
politische Entscheidungen können nur
von Bürgerinnen und Bürgern getroffen
beziehungsweise akzeptiert werden, die
über die Geschichte des eigenen Landes
und über die Grundzüge der wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Zusammen-
hänge Bescheid wissen. Die dazu erfor-
derlichen Bereiche (Geschichte, Literatur,
Sprache, Politikkunde und auch musische
Fächer) sind nicht unmittelbar praxisrele-
vant, aber sie tragen zur Persönlichkeits-
bildung entscheidend bei. Erst auf der Ba-
sis einer solchen Bildung kann sich jenes
„Verantwortungsbewusstsein“ herausbil-
den, das neben der notwendigen Fach-
kompetenz und der notwendigen Ent-
scheidungsfreiheit die Übernahme von
Führungspositionen in allen Gesellschafts-
und Wirtschaftsbereichen ermöglicht und
zur Herausbildung von Zivilcourage
beiträgt (Gutt, 1999, 29)3. Nicht zuletzt
ist hervorzuheben, dass Bildung geistes-
wissenschaftlich fundierte Werte vermit-
teln muss, die die unerlässliche Basis für
den notwendigen gesellschaftlichen Kon-
sens darstellen (Frühwald, 1995, 21 f.).
Um die oben skizzierten Ziele erfolg-
reich umzusetzen, müssen Schule, Hoch-
schule und Wirtschaft (einschließlich der
staatlichen Verwaltung) folglich Hand in
Hand, wenngleich auch zeitlich versetzt,
zusammenarbeiten. Positiv ist in diesem
Zusammenhang zu erwähnen, dass sich
die Universität Stuttgart verstärkt in das
Netzwerk zwischen Universität und Gym-
nasium nach dem BOGY-Konzept (Berufs-
und Studienorientierung am Gymnasium)
einbringt (Stuttgarter unikurier, 2/2001).
Die Schule hat zunächst Kulturtechni-
ken und Methoden zu vermitteln wie Le-
sen, Schreiben, Rechnen, später dann die
Fähigkeiten des Strukturierens und Ab-
strahierens. In diesem Zusammenhang
sind die gedanklich geordnete, übersicht-
lich gegliederte und sauber ausgeführte
Niederschrift zu komplexen Fragestellun-
gen ebenso zu nennen wie die (höhere)
Mathematik und die Naturwissenschaf-
ten. Die Hochschulen müssen, darauf auf-
bauend, das theoretisch-methodische
Rüstzeug für praxisorientierte Anwendun-
gen liefern. Es wäre freilich irrig anzuneh-
men, dass die (Hoch-)Schulen Wirtschaft
und Verwaltung von der branchenspezifi-
schen oder gar arbeitsplatzspezifischen
Ausbildung weitgehend entlasten kön-
nen. Hier sind die Betriebe und Verwal-
tungen nach wie vor gefordert. Die oft 
angemahnte Kompetenz, die über das
Wissen hinaus vermittelt werden sollte,
ist jedoch als abprüfbares Fach kaum
denkbar; entscheidend ist vielmehr,
Strukturen und Bedingungen zu schaffen,
die der Kompetenzentfaltung dienlich
sind. Auch hier sind neben der Hoch-
schule Politik, Wirtschaft und Verwaltung
gefordert (Hubig, 1999, insbes. 18 f.).
Die Notwendigkeit: Ein lang-
fristiges Konzept zur Bildungs-
politik
Vor dem skizzierten Hintergrund ist ein
langfristiges Konzept zur Bildungspolitik
zu entwerfen, das den Anforderungen
des 21. Jahrhunderts entspricht, ohne
die Menschen in ihrem regionalen und
sozialen Beziehungsgeflecht zu überfor-
dern. Ein solches Konzept erfordert einen
gesellschaftlichen Diskurs, aus dem her-
aus sich akzeptierte bildungspolitische
Ziele ableiten lassen, die in einen funktio-
nalen Zusammenhang mit der dazu erfor-
derlichen Veränderung der bildungspoliti-
schen Strukturen gestellt werden. Ein we-
sentliches Element in diesem Konzept
muss auf die Stärkung des Selbstbewusst-
seins der in Bildung und Ausbildung be-
findlichen (jungen) Menschen abstellen,
indem die Bedeutung von (Allgemein)-
Wissen und methodisch-struktureller
Kompetenz hervorgehoben wird, die es
ermöglichen, sich innerhalb kurzer Zeit in
neuen Umgebungen zurechtzufinden 
und neue Probleme zu lösen4.
Das Konzept muss die Strukturen der
verschiedenen Bildungseinrichtungen, 
ihre Übergänge, Inhalte und Zeitdauer
gleichermaßen im Auge behalten. Eine
solide Bildung muss im Vorschulalter be-
ginnen und schrittweise jene Stufen hin-
zufügen, die die Bildungsbasis erweitern
und zugleich Ausbildungselemente inte-
grieren, die unterschiedlichen Lebensal-
tersstufen und Berufsfeldern entsprechen.
Zugleich soll ein möglicher Wechsel zu
weiterführenden Bildungs- und Ausbil-
dungswegen problemlos sein. Nicht zu-
letzt sind Weiterbildungsmöglichkeiten in
das Konzept zu integrieren.
Die schulische Ausbildung sollte insge-
samt drei Säulen umfassen, die je nach
Art der Ausbildung im einzelnen auszu-
formen sind:
– Als Basis müssen zunächst die soge-
nannten Kulturtechniken vermittelt
werden: Lesen, Schreiben und Mathe-
matik. Dem sind geschichtliche, wirt-
schaftliche und politische Kenntnisse
über das eigene Land im europäischen
Kontext hinzuzufügen. Bereits hier ist
auch dem Religions- und Ethikunter-
richt eine angemessene Aufmerksam-
keit zu widmen. Damit verbundene
Fragen sind in den folgenden Säulen
fachspezifisch aufzugreifen und zu ver-
tiefen.
– Die zweite Säule umfasst dann jene
Felder, die auf bestimmte Berufe oder
Studiengänge abzielen. Hier stehen
entweder naturwissenschaftliche, wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliche
oder sprachliche Fächer im Vorder-
grund.
– Mit der dritten Säule schließlich sollen
„Brückenmodule“ vermittelt werden.
Ihr Inhalt ist zentral für grenzüber-
schreitende Zusammenhänge. Dazu
gehören in erster Linie die hinreichen-
de Kenntnis von Fremdsprachen,
Grundkenntnisse des europäischen
und des internationalen Rechts sowie
EDV-Kenntnisse, wobei vor allem die
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Anleitung zum Umgang mit den neuen
elektronischen Informations- und Kom-
munikationssystemen wichtig ist.
Etwaige Wahlmöglichkeiten sollten
nur in der zweiten Säule angeboten wer-
den, ohne die jungen Menschen damit
definitiv in eine Richtung zu drängen. Das
Konzept müsste im einzelnen auf folgen-
de Inhalte abstellen:
– Die immer noch häufig anzutreffende
Praxis der Zurückstellung bei der Ein-
schulung ist auf ausgesprochene Aus-
nahmefälle zurückzunehmen, um ein
wertvolles Jahr der kreativen Freude
an der Erschließung von Wissen, das
den Erwachsenen bislang vorbehalten
ist (Lesen, Schreiben), nicht zu vergeu-
den.7
beitsmittelpunkt inzwischen in
Deutschland liegt („Kulturkunde“), die
aber noch stark durch ihre Herkunft
geprägt sind. Das Integrationsziel er-
fordert zugleich, dass Lebensgebräu-
che, Sitten und Sprache Deutschlands
hervorgehoben werden.
Stärkung der dualen Ausbildung
– Hauptschule und Realschule müssen
die jungen Menschen so vorbereiten,
dass sie die anschließende Berufsaus-
bildung sowohl im praktischen als
auch im theoretischen Teil erfolgreich
bestehen können. Dazu gehören „Se-
kundärtugenden“, das Umgehen im
privaten und beruflichen Bereich mit
Menschen auch ausländischer Her-
kunft, das Verständnis für gegebene
Arbeitsanweisungen, die Fähigkeit, 
Anweisungen korrekt weiterzugeben,
und ein hinreichendes schulisches Vor-
wissen, um in der Berufsschule die
theoretische Fundierung praxisrelevan-
ter Zusammenhänge erfassen zu kön-
nen.
– Aus diesem Grunde sind neben der
Vermittlung fundierter Deutsch- und
Mathematikkenntnisse auch „Kultur-
kunde“ sowie „Religion und Ethik“
wichtige Elemente des theoretischen
(Berufs-)Schulunterrichts. Da auch in
diesem Bereich mit internationalen
Kontakten und Wettbewerb zumindest
im europäischen Umfeld gerechnet
werden muss, ist in der theoretischen
Ausbildung die Fortführung des fremd-
sprachlichen Unterrichts (Englisch) un-
erlässlich.
Stärkung der Gymnasialausbildung
– Die Gymnasialausbildung ist im Sinne
der oben genannten drei Säulen zu
stärken. Der ersten und der dritten
Säule kommen insofern eine besonde-
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Einige Thesen im einzelnen
Einrichtung einer Vorschule, grund-
sätzlicher Grundschulbeginn im Alter
von sechs Jahren6 und Kulturvermitt-
lung
– Das letzte Jahr im Kindergarten sollte
flächendeckend so ausgestaltet wer-
den, dass die Kinder spielerisch bereits
mit Grundtechniken des Lesens,
Schreibens und Rechnens vertraut ge-
macht werden. Dies erfordert eine bes-
sere Ausbildung der Erzieherinnen und
Erzieher, gegebenenfalls sind Grund-
schullehrerinnen und -lehrer auch in
den Kindergärten einzusetzen.
– Kombiniert mit einem Vorschuljahr im
Kindergarten, können die vier Jahre
der Grundschule effektiver genutzt
werden. Zu empfehlen ist, mit dem 
Unterricht in einer Fremdsprache (Eng-
lisch) ab dem dritten Grundschuljahr
zu beginnen.
– Bereits in der Grundschule (spätestens
ab dem dritten Schuljahr) – fortzuset-
zen in der Hauptschule beziehungs-
weise in den weiterführenden Schulen
– ist ein Fach einzurichten, das sich
mit den kulturellen, sozialen, wirt-
schaftlichen und religiösen Bedingun-
gen jener ethnischen (Haupt-)Gruppen
beschäftigt, deren Lebens- und Ar-
Erste Säule:
Kulturtechniken
Lesen, Schreiben, Rechnen,
später Mathematik;5 Ge-
schichte, Wirtschaft, 
Politik [Grundkenntnisse]; 
Religion und Ethik
C Zweite Säule:
Vertiefungsrichtungen
Physik, Chemie; Wirtschafts-
und Sozialkunde; Sprachen-
vertiefung
Dritte Säule:
Brückenmodule
Fremdsprachen, Grundkennt-
nisse des europäischen und
des internationalen Rechts, 
EDV-Kenntnisse
C
b Förderung des Soziallebens und des wechselseitigen kulturellen und religiösen Verständnisses.
b Frühzeitige fundierte Vermittlung von Kulturtechniken und Methoden (Lesen, Schreiben, Rechnen; Be-
obachtung und Beschreibung der eigenen näheren Umwelt) und Einübung von „Sekundärtugenden“
(zum Beispiel Pünktlichkeit, Verlässlichkeit, Genauigkeit), um so auf eine duale Ausbildung oder den 
Besuch weiterführender Schulen vorzubereiten.
b Gymnasialbildung, die grundlegend für den Beginn einer anspruchsvolleren Berufsausbildung oder für
die Aufnahme eines Studiums ist (abstraktes Denken und methodisches Verständnis [Methodenpräzi-
sion, -vielfalt], Sprachkompetenz, EDV-Kenntnisse).
b Maßnahmen zur Milderung der Unterbrechung durch den Wehrdienst, den Zivildienst oder ein soziales
Jahr (obligatorische Kurse im Rahmen eines breiteren Fächerkanons).
b Straffung der gesamten Ausbildung, so dass der bisherige erste Hochschulabschluss (Diplom, Magister)
in der Regel spätestens im Alter von 25 Jahren erworben werden kann (Abitur im Regelfall mit 19 Jah-
ren, Beginn des Studiums nach dem Wehrdienst, dem Zivildienst oder einem sozialen Jahr mit 20 Jah-
ren, fünf Jahre Studium und Prüfung (= zehn Semester). Eine sich anschließende etwaige Promotions-
zeit sollte drei Jahre nicht übersteigen.
b Abstimmung von Ausbildungszielen, Inhalten und Übergangsmöglichkeiten in und zwischen den ver-
schiedenen Hochschulrichtungen (Universitäten, Fachhochschulen, Berufsakademien).
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re Bedeutung zu, als aus diesen Säu-
len ein breiterer Fächerkanon als bis-
her verpflichtend für die Reifeprüfung
sein sollte (Deutsch, Mathematik, Ge-
schichte [einschließlich Kultur und Re-
ligionen] im europäischen Kontext,
Sprachen, EDV-Kenntnisse, Recht).
– Wegen der zunehmenden Bedeutung
der Europäischen Union sollten Eng-
lisch und Französisch ebenso wie
Grundkenntnisse im europäischen und
internationalen Recht obligatorisch
sein. Verpflichtend sollte zugleich die
Lehre im Umgang mit den neuen 
Kommunikationstechniken sein. Wie
erwähnt, übernehmen diese Fächer
Brückenfunktionen im zunehmend in-
ternational und kommunikativ ausge-
richteten Produktions- und Dienstleis-
tungsbereich, auf den sich auch die
staatliche Politik mehr und mehr ein-
stellen muss. Die Brückenfunktion wird
jedoch auch hinsichtlich der eher be-
rufsfeldorientierten Fächer der zweiten
Säule (Naturwissenschaften, Technik,
Wirtschaftswissenschaften, Sozialwis-
senschaften, Sprachenvertiefung)
deutlich, weil bei der Präsentation und
Behandlung der Stoffinhalte, fremd-
sprachliche Literatur, Literaturrecher-
che im Internet, rechtliche Grundlagen
(zum Beispiel in der Biologie: Gentech-
nik, Klonen) herangezogen werden
können.
Neuorientierung der Hoch-
schulen
Die Ausgangslage
Das gesamte Schulsystem einschließlich
des Hochschulsystems dient in seinen
Ausdifferenzierungen der Leistungsstei-
gerung. In diesem Sinne kann die Ausbil-
dung von Universitäten, Fachhochschu-
len und Berufsakademien als eine leis-
tungssteigernde Differenzierung im 
Hochschulbereich verstanden werden.
Dabei ist freilich darauf zu achten, dass
Umstiegsmöglichkeiten und Aufbaustu-
diengänge ohne große zeitliche Verzöge-
rungen möglich sind. Leider sind seit ge-
raumer Zeit auch effizienzmindernde Dis-
kriminierungen zu verzeichnen. Zu nen-
nen sind in diesem Zusammenhang die
Abschottung zwischen den Universitäten
und den Fachhochschulen einerseits so-
wie zwischen den Fachhochschulen und
den Berufsakademien andererseits.8 Leis-
tungsmindernd wäre indessen auch,
wenn alles zu einem Gesamtbrei verrührt
würde (Gesamthochschulen).9
Vor diesem Hintergrund ist eine grund-
sätzliche Neuorientierung der Hochschu-
len erforderlich. Die damit verbundenen
komplexen und vielgestaltigen Fragen
sind bereits seit Jahren in der Diskussion,
die zum Teil in eine Reformfreudigkeit
mündete (zum Beispiel in Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg), die
Außenstehende vermuten lassen muss,
dass das Niveau der deutschen Hoch-
schul(aus)bildung kaum noch dasjenige
mancher Entwicklungsländer erreicht,
dass es auf jeden Fall heillos hinter dem
in den USA üblichen Standards zurück-
bleibt.
Sachkenntnis über das tatsächliche
Leistungsvermögen deutscher Hochschu-
len ist indessen leider auch bei Bildungs-
politikern nicht immer besonders ausge-
prägt (Kohl/Fludernik/Zapf, 2000). Wel-
che Ziele nun eigentlich mit den zahlrei-
chen durchgeführten und noch angekün-
digten Reformen erreicht werden sollen
und welche Ziele ganz oder teilweise
schon erreicht worden sind, bleibt freilich
im Dunkeln (Franke, 1994, 33-35), vor
allem auch deshalb, weil Politiker gern
und häufig die Begriffe der Evaluation
und der Akkreditierung verwenden, de-
nen sich die Hochschulen zu unterwerfen
hätten, um international erfolgreich zu
sein, selbst indessen eine ausgeprägte
Scheu davor hegen, ihre eigene Politik,
das heißt ihre Reformen, evaluieren zu
lassen.
Als Hauptziele der Diskussion sind
wohl herauszuarbeiten, dass die Hoch-
schulausbildung den Erfordernissen der
Globalisierung Rechnung tragen, den IT-
Bereich verstärken, praxisnah orientiert
und studienzeitverkürzend umgestaltet
werden müsse. Außerdem seien die Ab-
schlüsse internationalen Standards anzu-
gleichen. Und dies alles soll durch mehr
Wettbewerb im Bildungsbereich ermög-
licht werden.
Das alles steht unter der selten noch
verhüllten Nebenbedingung, dass zusätz-
liche Gelder nicht zur Verfügung gestellt
werden können. Im Gegenteil: In mittel-
bis langfristiger Sicht sei eher mit einer
Mittelverknappung zu rechnen, was oh-
ne große Schwierigkeiten aus den Ver-
trägen, die die Politik den Universitäten
abgenötigt hat (Solidarpakt, Qualitäts-
pakt), beziehungsweise den angekün-
digten Dienstrechtsreformen zu entneh-
men ist.
Klare Zielsetzungen im offenen Diskurs
Nicht selten verschleiert die Politik ihre
wahren Absichten und versucht, sie mit
fadenscheinigen Argumenten umzuset-
zen. Demgegenüber ist zu fordern, dass
die (aus)-bildungspolitischen Ziele im of-
fenen Diskurs mit allen relevanten Grup-
pen der Gesellschaft entwickelt werden,
um eine hohe Konsensfähigkeit zu errei-
chen. Wie eingangs erläutert, muss dabei
klar werden, dass Anforderungen der Glo-
balisierung in der Hochschulbildung nicht
bedeuten, sich von allen tradierten Inhal-
ten und Wegen der bisherigen Ausbil-
dung zu verabschieden.
n
n
n
n
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Was die Globalisierung und die Stär-
kung des IT-Bereichs anlangt, so ist fest-
zustellen, dass nicht die gesamte Ausbil-
dung neu „geschrieben“ werden muss.
Essentiell für diese Bereiche sind – wie
oben schon erwähnt – die Kenntnis ande-
rer Länder, Sprachkenntnisse, methodi-
sche und mathematisch-logische Kennt-
nisse, weil die Vorstellung weltweiter 
Vernetzungen sowohl die Fähigkeit des
Abstrahierens als auch die der Erfassung
logischer Zusammenhänge erfordert.
Es muss eine klare Aufgabenstellung
für die Fachhochschulen, die Berufsaka-
demien und die Universitäten erfolgen. In
diesem Kontext wäre auf eine behutsame
Reduzierung der Massenuniversitäten
und eine Aufstockung der Fachhochschu-
len hinzuarbeiten.
Da alle Hochschulen letztlich für das
Berufsleben ausbilden, sollten Fachhoch-
schulen und Universitäten nicht – wie bis-
her – zum großen Teil beziehungslos ne-
beneinander her wirken. Wesentliche Ori-
entierungen für die Abstimmung könnten
folgende Überlegungen bilden:
– Die Fachhochschulen liefern methodi-
sches und praktisches Wissen für die
Lösung durchaus schwieriger und um-
fangreicher Aufgaben, die jedoch von
eher einfacher Struktur sind. Die
Berufsakademien stehen den Fach-
hochschulen zwar näher, aber sie sind
insofern von ihnen deutlich abzuset-
zen, als in der Zusammenarbeit mit
dem jeweiligen Ausbildungsunterneh-
men das Methodische zugunsten einer
eher berufs- oder gar unternehmens-
spezifischen Anwendung im Vorder-
grund steht. Sie sind daher – trotz des
Namens – stärker den Beamtenfach-
hochschulen zuzurechnen.
– Demgegenüber untermauert die 
Universitätsausbildung das pragma-
tisch-technologische Wissenschafts-
ziel mit einer tiefergehenden wissen-
schaftlichen Methodik, um sogenann-
te unstrukturierte Probleme in den
Griff zu bekommen. Diese Ausrichtung
der Universitäten wird von der Wirt-
schaft verbal weitgehend gestützt
(Bierich, 1995, 11 f.; Ziegler, 1995,
7). Universitäten sollten daher allzu
spezielle, eventuell sogar ausschließ-
lich auf bestimmte Branchen zuge-
schnittene Studiengänge (zum Beispiel
Anlagemanagement) eher vermeiden
und dies den Fachhochschulen bezie-
hungsweise Berufsakademien überlas-
sen.
– Nach dem Grundstudium sollte in ver-
wandten Studiengängen ein Wechsel
von der Fachhochschule an die Univer-
sität oder umgekehrt ohne großen
Zeitaufwand (maximal ein Semester)
möglich sein. Dazu müssen die Studien-
pläne entsprechend aufeinander abge-
stimmt werden.
– Fachhochschulabsolventen sollten ge-
nerell nach einem Aufbaustudium von
etwa vier bis fünf Semestern einen
Universitätsabschluss erwerben und
danach auch promovieren können.
Hinsichtlich der Absolventen von Be-
rufsakademien sind Differenzierungen
vorzunehmen, weil ihre methodische
Grundlage in der Regel zugunsten der
Praxisorientierung schwächer ausge-
bildet ist. Ihr Abschluss könnte daher
als grundstudiumsäquivalent betrach-
tet werden, dem das komplette Haupt-
studium anzuschließen ist.10
Möglichkeiten der Studienzeitver-
kürzung
Für die Wirtschaft ist das Thema von Stu-
dienzeitverkürzungen ein Dauerbrenner.
Beklagt wird, dass die deutschen Studie-
renden beim Berufseintritt im Vergleich
zu ihren ausländischen Kommilitonen
und Kommilitoninnen zu alt seien (28
Jahre oder älter). Die Ursachen dafür sind
freilich außerordentlich vielschichtig. Die
lange Zeitdauer der Ausbildung allein der
angeblichen Überfrachtung von Studien-
plänen oder der Unlust von Professoren
an der Lehre zuschreiben zu wollen, ist
oberflächlich und zeugt wohl auch von zu
kurzfristigem Denken der Wirtschaft.11 Im
Übrigen sei angemerkt, dass die Liste der
Anforderungen der Wirtschaft an die Ab-
solventen einschließlich fachübergreifen-
der Teile (Carius, 1999; Dutiné, 1999;
Keßler, 1999) weit über das hinausgeht,
was in vertretbarer Zeit allein fachlich zu
vermitteln ist (Auweter-Kurtz, 1999).
Die Länge der Ausbildung hat oft
schon eine ihrer Ursachen in der Grund-
schulzeit. Weitere Gründe liegen in der
Wehrpflicht beziehungsweise der Zivil-
dienstzeit. Das Studium selbst verlängert
sich häufig durch Nebentätigkeiten not-
wendiger Art (weil das BAföG schon seit
langem völlig unzureichend ist) sowie
freiwilliger Art, weil ein gewisser Lebens-
stil (Auto, Handy, Urlaub) im Vergleich zu
gleichaltrigen Personen, die nicht studie-
ren, sondern längst im Beruf sind und 
verdienen, einfach angestrebt wird. Dass
ein solches „Teilzeitstudium“ länger dau-
ert, liegt auf der Hand. Demgegenüber ist
einzuräumen, dass dadurch frühzeitig die
so sehr erwünschten Kontakte zur Wirt-
schaft hergestellt werden, und nicht sel-
ten werden hier schon Verbindungen auf-
gebaut, die einer Anstellung nach dem
Studium dienen. Im Ürigen kann man an-
merken, dass die Verknüpfung von prakti-
scher Tätigkeit und Studium als Vorfor-
men des vielgeforderten „lebenslangen
Lernens“ verstanden werden können.
Hondrich (1994, 37) spricht daher nicht
zu Unrecht vom neuen Sozialtypus des
Auch-Studenten, der sehr erfolgreich sei.
n
n
n
n
n
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Die Länge der Ausbildung
hat oft eine ihrer Ursachen in
der Grundschulzeit.
Studierende an die betreffende ausländi-
sche Universität gehen können, wie von
dort an die hiesige Universität kommen.
Es wäre zu erwägen, ein Pool-System ein-
zuführen, um den Austausch zu erleich-
tern.
Für die unterschiedlichen Abschlüsse
sollte jedoch eine Vergleichbarkeit ange-
strebt werden. Allerdings muss man sich
darüber im klaren sein, dass wegen der
verschiedenen historisch-kulturellen und
(bildungs-)politischen Hintergründe eine
1:1-Übersetzung nicht möglich sein wird.
Daher ist vor einer übereilten Umwand-
lung der bisherigen deutschen Abschlüsse
in Bachelor- und Masterstudiengänge zu
warnen.14 Auf jeden Fall ist eine Absen-
kung des bisherigen Ausbildungsniveaus
und eine damit einhergehende Entwer-
tung bisheriger Abschlüsse zu vermei-
den.
Empfehlenswert wäre vielmehr, „Über-
setzungs-“ beziehungsweise „Vermitt-
lungsarbeiten“ zu leisten, das heißt, es
muss deutlich werden, dass das deut-
sche Abitur (jedenfalls wenn es im Sinne
des oben ausgeführten Konzeptes wieder
gestärkt wird) ein hinreichendes Maß an
Berufsfähigkeiten vermittelt, um an-
spruchsvollere Berufsausbildungen zu be-
ginnen (Banken, Versicherungen, Indus-
trie). Es ist insofern in vielen Fällen dem
amerikanischen Bachelor gleichzustellen.
Das deutsche Diplom- oder Magisterex-
amen entspricht einem anspruchsvollen
Masterexamen (Master of Science). Mit
diesen Abschlüssen werden auf der Basis
einer vertieften wissenschaftlichen
Grundlagen- und Methodenkompetenz
über die Berufsfähigkeit hinaus spezifi-
sche Berufsfertigkeiten vermittelt. Die
Gleichwertigkeit dieser Abschlüsse könn-
te gesondert festgestellt werden, indem
dem deutschen Diplom eine entspre-
chende englische Übersetzung beigefügt
wird, die die Äquivalenz im Sinne bestimm-
ter Masterabschlüsse testiert (Ramm,
2000, 241).
Studienabbrüche – aus welchen Grün-
den auch immer (Krankheit, Todesfall in
der Familie, frühzeitige Geschäftsüber-
nahme oder auch Unlust am Studium) –
stellen ohne Zweifel ein Problem dar,
weil die bis dahin erbrachten Leistungen
nicht zu einem testierten Abschluss ver-
dichtet werden können. Der Makel des
Abbruchs bleibt daher oft haften. Diesem
Problem ist mit neuen, bislang unbekann-
ten Abschlüssen, deren Inhalte zudem
noch unklar sind, kaum beizukommen.
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Berücksichtigt man diese Zusammen-
hänge, so ist nicht recht ersichtlich, worin
das besonders Beklagenswerte des Zeit-
punktes des formalen Hochschulab-
schlusses liegen soll. Eine Verkürzung der
gesamten Ausbildung muss – wie oben
schon angedeutet – bei einer Verzah-
nung (durch Vorschulklassen) von Kinder-
garten und Grundschule beginnen, Wei-
terbildungen in der Wehrdienst- oder Zi-
vildienstzeit oder im sozialen Jahr obliga-
torisch machen, die materielle Basis der
Studierenden verbessern, Prüfungen
straffen und etwaige Prüfungswiederho-
lungen begrenzen. Dabei sollten jedoch
studienbezogene Nebentätigkeiten ak-
zeptiert werden und eine Verlängerung
des Studiums um bis zu zwei Jahren legi-
timieren.
Ob die beabsichtigte und an einigen
Universitäten mit Billigung und auf Druck
der Politik schon umgesetzte Einführung
einer obligatorischen Orientierungsprü-
fung am Ende des zweiten Semesters
tatsächlich studienzeitverkürzend und ori-
entierungsbildend wirkt oder ob sie ledig-
lich den Prüfungsdruck erhöht, bleibt ab-
zuwarten. Die Einführung eines generel-
len Leistungspunktesystems (credit point
system) dient ebenfalls der Studienzeit-
verkürzung.12 Zugleich soll dies die Inter-
nationalisierung des Studiums fördern.
Der vorangegangene Überblick belegt,
dass an vielen Bereichen anzusetzen ist,
wenn die durchschnittliche Studiendauer
politisch gewollt verkürzt werden soll.
Sollte diese Aufgabe allein den Hoch-
schulen aufgebürdet werden, wäre eine
Qualitätsverschlechterung der Ausbil-
dung die unvermeidbare Folge.
Zur Internationalisierung des Studiums
Hinter dem Begriff der „Internationalisie-
rung des Studiums“ verbergen sich ver-
schiedene Ziele. Im einzelnen geht es
darum, einerseits Auslandsaufenthalte
von Studierenden und Lehrenden zu för-
dern und andererseits mehr Studierende
und Lehrende aus dem Ausland zu einem
Studien- und Forschungsaufenthalt in
Deutschland zu gewinnen. Hinzugefügt
sei, dass es hilfreich ist, wenn Mitglieder
der deutschen Universitätsverwaltungen
erleben können, wie Hochschulen im
Ausland geführt werden. Ein Austausch-
programm ist daher auch auf sie zu be-
ziehen.
Als Hürden für Studium- und For-
schungsaufenthalte in Deutschland wer-
den vor allem die schwere deutsche
Sprache, die unterschiedlichen Finanzie-
rungssysteme sowie die international we-
nig bekannten deutschen Abschlüsse ge-
nannt.
Wenn die eingangs aufgestellte Ver-
mutung, dass Bildung – auch und gerade
im Zeitalter der Globalisierung – einen
starken regionalen Bezug hat, dann ist
auszuschließen, dass komplette Studien-
gänge in Deutschland fremdsprachig
(vorzugsweise in Englisch) abgehalten
werden.13 Diese Feststellung schließt
nicht aus, dass ausgewählte Lehrveran-
staltungen und Übungen fremdsprachig
abgehalten werden können.
Werden von den neuen Bildungsein-
richtungen hohe Studiengebühren ver-
langt, so ist die Neigung ausländischer
Studierender verständlich gering, ausge-
rechnet nach Deutschland zu kommen,
weil noch keine Reputation aufgebaut
werden konnte. Englisch als Lehrsprache
allein ist nicht ausschlaggebend, hinzu
kommt, dass sich die Studierenden erhof-
fen, mit englischer oder amerikanischer
Lebens- und Denkweise in Berührung zu
kommen. Insofern wäre anzustreben, Stu-
dierende zu gewinnen, denen an der
Kenntnis des Deutschen insgesamt gele-
gen ist. In diesem Zusammenhang ist auf
die unrühmliche Vorgehensweise der Re-
gierung, Goethe-Institute zu schließen,
hinzuweisen.
Es ist überdies nicht zu verhehlen, 
dass sich Studierende aus jenen Ländern,
in denen es selbstverständlich ist, dass
für eine Hochschulausbildung Gebühren
zu zahlen sind, darüber Gedanken ma-
chen, ob gebührenfreie staatliche Univer-
sitäten eine hinreichende Qualität bieten.
Im Übrigen sind auch ganz normale
Austauschprogramme mit Ländern, die
Studiengebühren kennen, deshalb heikel,
weil die deutschen Universitäten oft mit
den jeweiligen ausländischen Universitä-
ten Partnerabkommen schließen, die da-
rauf hinauslaufen, dass so viele deutsche
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Sofern wenigstens die Zwischenprüfung
bestanden ist, gehen die bis dahin erwor-
benen Kenntnisse über die mit dem Abi-
tur erworbenen Berufsfähigkeiten hinaus,
ohne bereits anspruchsvolle Berufsfertig-
keiten zu erreichen. Nach einer entspre-
chenden Umgestaltung der Zwischenprü-
fung könnte man vielleicht an frühere Be-
zeichnungen anknüpfen und den Titel et-
wa eines graduierten Ingenieurs oder ei-
ner graduierten Betriebswirtin verleihen
[Neudeutsch: vielleicht Bachelor].
Aufbaustudium, Weiterbildung und
Studium Generale
Um im globalen Wettbewerb mit seinen
immer kürzeren Technologiewellen be-
stehen zu können, müssen die Universitä-
ten Angebote für „Studien nach dem Stu-
dium“ entwickeln, bereitstellen und offen-
siv für sie werben. Die folgende Abbildung
zeigt, wie Aufbau- und Ergänzungsstudien,
Weiter- und Fortbildung für Berufstätige
und allgemeinbildende Angebote (Stu-
dium Generale) miteinander verzahnt
sein können.
Für die jeweiligen Fächer können Auf-
bau- und Ergänzungsstudiengänge ange-
boten werden, die auf die Vertiefung ein-
zelner Aspekte, auf die fachorienterte
Kompetenz in einer Fremdsprache und
auf den Ausbau von „Verkaufsfähigkei-
ten“ hinsichtlich des eigenen Faches
(Marketing) abstellen. Des Weiteren sind
verkürzte Aufbaustudiengänge denkbar,
um Studierenden die Möglichkeit zu ge-
ben, sich testierte Kenntnisse in einem
weiteren Fach zu erwerben.
Für Berufstätige sollten Weiter- und
Fortbildungsangebote entwickelt werden,
für die offensiv geworben werden kann.
Der Besuch entsprechender Kurse und ei-
ne bestandene Prüfung führen zu einem
Qualitätszertifikat. Zur Entwicklung sol-
cher Angebote könnten privatrechtliche
Kooperationen mit (großen) Unterneh-
men eingegangen werden. Das inzwi-
schen deutlich bemerkbare Interesse von
Gasthörern könnte durch spezifische
Gasthörerdiplome noch gefördert wer-
den.
Mit der weiteren Förderung (oder zum
Teil auch der Wiederbelebung) des Stu-
dium Generale kommt die Universität
ihrem allgemeinen Bildungsauftrag nach
und leistet wegen der angebotenen Viel-
falt der Gebiete und Methoden einen Bei-
trag zur Interdisziplinarität. Nicht zuletzt
kann sie damit eine Verzahnung zu Ge-
sellschaft, Wirtschaft und Politik herstel-
len.15
In all den genannten Bereichen eines
Aufbaustudiums, der Weiterbildung und
eines auch in diese Bereiche zu integrie-
renden Studium Generale sollten die Uni-
versitäten den Wettstreit mit privaten Ein-
richtungen (wie etwa der privaten Fortbil-
dungsuniversität Krems, Österreich, oder
dem seit zwei Jahren agierenden Stutt-
gart Institute of Management and Tech-
nology) nicht scheuen.
Evaluation der Lehre
Die Vielfalt der hier skizzierten Aufgaben
kann an den Lehrenden nicht spurlos
vorübergehen. Sie werden künftig mehr
als bisher ohnehin schon gefordert sein.
Der häufig – auch von der Politik – unre-
flektierte Gebrauch des Begriffs der Lehr-
evaluation16 verwirrt und verunsichert. Im
Spannungsfeld von Hochschulen und Po-
litik geht es dabei im Kern um drei mitein-
ander verknüpfte Bereiche, nämlich „Lehr-
veranstaltungskritik“, „pädagogisch-didak-
tische Angebote“ und „strukturelle Kom-
ponenten“. Ihre Zusammenhänge sind in
der folgenden Abbildung zur Lehrevalua-
tion optisch dargestellt.
Die „Lehrveranstaltungskritik“ darf sich
ausschließlich im vertrauensvollen Mitein-
ander von Studierenden und Lehrenden
abspielen. Der Datenschutz ist strikt zu
wahren. Ihre Ergebnisse zur Steuerung
und Verteilung von Mitteln heranzuzie-
hen, wäre kontraproduktiv. Außerdem
wäre die Gefahr der (Noten-)Korrumpie-
rung nicht von der Hand zu weisen (vgl.
auch HRK, 1998, 12 f.).
Die Hochschulen sollten „pädagogisch-
didaktische Angebote“ für die Lehrenden
unterbreiten. Für ihre Annahme muss ge-
worben werden: Es ist für einen Hoch-
schullehrer oder eine Hochschullehrerin
Aufbaustudium, Weiterbildung, Studium Generale
1. Aufbau- und Ergänzungsstudie für eigene Studierende
n Spezialisierung
n Sprachen
n Marketing
2. Weiter- und Fortbildungsangebote für Berufstätige
n Offensive Werbung
n Zertifizierte Testate
n Privatrechtliche Möglichkeiten
n Gasthörerdiplome
3. Studium Generale und Sonntagsmatineen
n Allgemeiner Bildungsauftrag
n Interdisziplinarität: Austausch von Wissen und Methoden
n Geisteswissenschaftliche Einbettung
n Werbung für die Universitäten: Verzahnung zu Gesellschaft, Wirtschaft, Politik
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nicht ehrenrührig, solche Angebote anzu-
nehmen. Zu ihrer Entwicklung kann der
Staat hilfreich beitragen. Die Annahme
solcher Angebote durch die Lehrenden
muss mit Anreizen verknüpft werden.
Nicht selten ist es bislang so, dass die
Teilnahme an pädagogisch-didaktischen
Angeboten zu Lasten des privaten Zeit-
und Geldbudgets geht.
Mit den „strukturellen Komponenten“
ist eine Vielzahl von Problemen angespro-
chen. Dazu gehören eine bessere zeitli-
che und räumliche Abstimmung der ein-
zelnen Lehrveranstaltungen (zum Beispiel
durch verstärkten Einsatz von EDV-Pro-
grammen), Art und Ausstattung von Hör-
sälen, Laboratorien und die zu einer gut-
en Lehre erforderlichen Sach- und Perso-
nalmittel. Hier wäre es Aufgabe der Eva-
luationsberichte (mit Unterstützung der
Peers), Mängel aufzudecken, die nur von
der Politik behoben werden können.
Akkreditierung
Claus/Kern (2000, 2) haben das zentrale
Anliegen der Akkreditierung kurz und 
treffend charakterisiert: „International 
ausgerichtete Bachelor- und Masterstu-
diengänge, die nicht mehr Rahmenord-
nungen unterliegen, sondern sich frei ‘am
Markt positionieren’, werden von zahlrei-
chen Hochschulen eingerichtet; sie sind
prinzipiell unabhängig voneinander und
somit kaum miteinander vergleichbar. 
Ihre akademischen Abschlussgrade müs-
sen aber eine klare Orientierung erlau-
ben. Daher hat jeder Studiengang nach-
zuweisen, dass er die jeweiligen Kriterien
des Fachs inhaltlich und vom Niveau her
erfüllt und dass er überhaupt studierbar
ist. Hier sind unabhängige Agenturen vor-
gesehen.“
Die Akkreditierung richtet sich mithin
zum einen auf solche Bachelor- und Mas-
terstudiengänge, die von privaten Hoch-
schulen angeboten werden, sowie auf
solche, die an Universitäten und Fach-
hochschulen konzipiert werden. Außer-
dem ist festzustellen, dass damit ein Teil
der Aufbaustudiengänge und der Weiter-
bildungsprogramme ins Blickfeld der Ak-
kreditierung geraten.
Wer nun Wettbewerb im Hochschul-
bereich will, muss diese Vielfalt begrüßen
und darauf bauen, dass sich im Laufe der
Zeit die Spreu vom Weizen trennt. Sicher
ist bei der Fülle der wie Pilze aus dem Bo-
den schießenden „Master-Programme“
und Studiengänge eine Art „Studienfüh-
rer“ hilfreich; eine förmliche Akkreditie-
rung widerspricht freilich dem Gedanken
des Wettbewerbs.17 Hinzu kommen Fra-
gen nach der Qualität der „Akkrediteure“
und der Haftung für akkreditierte, aber
später doch kaum brauchbare Studien-
gänge.18
Leistungsbezogene Besoldung und
Mittelvergabe
Dem Gedanken des Wettbewerbs im
Hochschulbereich folgend, hat die Politik
seit geraumer Zeit das Instrument der
leistungsbezogenen Besoldung bezie-
hungsweise Mittelvergabe in die Diskus-
sion gebracht und für den Besoldungsbe-
reich mit der neuen Dienstrechtsreform
bereits gesetzlich umgesetzt. Allerdings
besteht über die Einzelheiten noch keine
Klarheit. Sie sind im Gespräch mit den
Universitäten noch zu konkretisieren.
Natürlich ist die Forderung nach leis-
tungsbezogener Bezahlung von Hoch-
schullehrern populär. Allerdings sollte der
Eindruck vermieden werden, dass Leis-
tungselemente bislang noch keine oder
jedenfalls keine nennenswerte Rolle ge-
spielt haben. Das Problem dürfte darin 
liegen, Kriterien zu definieren, die prinzi-
piell von allen auch erfüllbar sind. Das ist
bei dem breiten Spektrum an Studien-
Lehrevaluation
Politik
Strukturelle Komponenten
Pädagogische Angebote
Lehrveranstaltungskritik
Universität
Lehrverpflichtung
,
,
,
,
,
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gängen und Forschungsspezialisierungen
indessen kaum möglich. Um nur ein Bei-
spiel zu nennen: Die Zahl der Hörer, der
Absolventen, der Diplomarbeiten und 
Dissertationen ist in den Ingenieurwissen-
schaften natürlich höher als beispielswei-
se in der Sinologie. Zulagen, die über das
Maß zusätzlichen Aufwandes hinausge-
hen, sind damit jedoch kaum zu begrün-
den. Sie würden auch ähnliche Unruhe in
die Hochschulen tragen, wie sie im Kabi-
nett bei einer unterschiedlichen Besol-
dung der Minister aufträte.19
Auch die leistungsorientierte Mittelver-
gabe, also die Ausstattung der einzelnen
Professuren mit Sach- und Personalmit-
teln, ist nicht unproblematisch. Um bei-
spielsweise in dem jeweiligen Fach den
Anschluss an den State of the art zu hal-
ten, muss die Verfolgung der Fachliteratur,
der Besuch von Kongressen und die Teil-
nahme an Tagungen möglich sein, auch
wenn die Zahl der Absolventen gering ist.
Offenkundig ist das Mittel einer leis-
tungsbezogenen Besoldung und Mittel-
vergabe also äußerst behutsam zu hand-
haben. Die Politik darf Verteilungskonflik-
te nicht in die Universität verlagern: Sie
muss selbst deutlich Stellung beziehen
und sagen, was ihr im Sinne der kulturel-
len Hege und Pflege jene – meist geistes-
wissenschaftlichen – Bereiche wert sind,
die keine unmittelbare wirtschaftlich-
praktische Relevanz haben, die aber –
dessen sollte man sich bewusst sein –
langfristig gesehen von enormer Bedeu-
tung sind. Auch sind manche der disku-
tierten Kriterien (Durchschnittsnoten,
Zahl der Studierenden, die ihr Studium
innerhalb der Regelstudienzeit beenden,
Abbruchquote usw.) äußerst problema-
tisch, weil sie – wie zuvor schon bei der
Lehrevaluation erwähnt – die Gefahr der
Korrumpierung in sich bergen.
Reformen der Leitungsstrukturen
Vor dem Hintergrund der zuvor aufge-
zeigten vielfältigen Aufgaben, die ange-
gangen und gestaltet werden müssen,
damit das traditionell hohe Niveau von
Bildung und Ausbildung in Deutschland
vor dem Hintergrund der Anforderungen
des 21. Jahrhunderts aufrechterhalten
werden kann, ist klar, dass die Leitung
von Hochschulen und ihren einzelnen 
Abteilungen (Fakultäten) nicht mehr aus-
schließlich im Sinne einer akademischen
Ehrenaufgabe übernommen werden
kann. Professionalität ist erforderlich.
Professionalität darf indessen – allein
schon aus verfassungsrechtlichen Grün-
den (Art. 5 Abs. 3 GG) – keine Fremdbe-
stimmung bedeuten.20 Das heißt: Die Lei-
tung der Hochschulen muss durch erfah-
rene Professorinnen und Professoren er-
folgen, die in der Lage sind, Führungsper-
sönlichkeiten von Gesellschaft, Wirtschaft
und Politik als Impulsgeber, Sympathie-
träger und Vermittler zu gewinnen. Zu-
gleich müssen sie in den Hochschulen
selbst vermittelnd wirken und einen
kollegialen, teamorientierten Führungsstil
pflegen. Nur so lassen sich die internen
Informationsträger in die Politik der jewei-
ligen Hochschule einbinden.
Ausblick
Die angerissenen Probleme des Bildungs-
bereichs sind außerordentlich vielgestal-
tig. Sie setzen bereits im Vorschulbereich
an und umfassen alle Bereiche der schuli-
schen (Aus-)Bildung sowie die daran an-
knüpfende Fort- und Weiterbildung. Die
Aufgaben, die aus den Anforderungen an
ein modernes, globalen Erfordernissen
genügendes Bildungssystem abzuleiten
sind, lassen sich indessen lösen, wenn
die Politik ideologische Fixierungen ver-
meidet, den Diskurs mit allen Betroffenen
sucht, Schuldzuweisungen unterlässt,
von unüberlegten Vergleichen mit ande-
ren Ländern und Fachkulturen absieht
und auf das Mittel hastig aneinanderge-
reihter Reformen verzichtet. Änderungen
sind nur dann dauerhaft und zielwirksam,
wenn die Ziele eingesehen werden,
wenn die geeigneten Mittel ausgewählt
werden, wenn Nebenwirkungen bedacht
werden und wenn – um eine heute viel-
gebrauchte Wendung zu zitieren – die
dazu erforderliche Änderung der (Hoch-)
Schulstrukturen nicht „top down“, son-
dern „bottom up“ erfolgt. 
Anmerkungen
* Die „Alfred Herrhausen Gesellschaft für internationa-
len Dialog – ein Forum der Deutschen Bank“ hat am
15./16. Juni 2001 in Berlin einen bildungspoliti-
schen Kongress unter dem Titel „Orientierung für die
Zukunft – Bildung im Wettbewerb“ veranstaltet. Der
Verfasser hat im Vorfeld dieses Kongresses einige
„Thesen zur Bildungspolitik im 21. Jahrhundert“ ent-
worfen. Der vorliegende Beitrag stützt sich mit freund-
licher Genehmigung der Alfred Herrhausen Gesell-
schaft auf diese „Thesen“.
1 In der Diskussion zur doppelten Staatsangehörigkeit
ist ja – zumindest implizit – auf diese Verwurzelungen
hingewiesen worden. Der Verzicht auf die Forderung,
dass zur Einbürgerung ausnahmslos die Aufgabe der
bisherigen Staatsangehörigkeit gehöre, nimmt auf kul-
turelle, historische und religiöse Identitäten Rücksicht. 
2 Auch dies steckt – wenn auch von den Erfindern
und politischen Befürwortern vielleicht so nicht gese-
hen – im Spruch von jenen, die da alles können, außer
Hochdeutsch.
3 In diesem Zusammenhang ist an den Appell von
Bundeskanzler Schröder zu erinnern, der 2001 nach
einer Serie rechtsradikaler Gewalttaten einen „Auf-
stand der Anständigen“ forderte. Woher aber soll die
dazu erforderliche Einstellung kommen, wenn an
Schulen und auch an Hochschulen nicht mehr ein hin-
reichendes kulturelles, historisches und rechtliches
Wissen vermittelt werden kann. Dies ist zum Beispiel
ein ganz wesentliches Ziel des Faches Öffentliches
Recht mit seinen Bezügen zum Staatsrecht und zur
Verfassungsgeschichte in den wirtschafts- und sozial-
wissenschaftlichen sowie in den ingenieurwissen-
schaftlichen Studienrichtungen.
4 Im Zusammenhang mit der gegenwärtigen Diskus-
sion um die „Green card“, deren Einführung dem Man-
gel an Spezialisten im IT-Bereich abhelfen soll, hat bei-
spielsweise der Vorstandsvorsitzende eines führenden
Unternehmens auf diesem Gebiet die praxisferne und
zu lange Ausbildung an den Universitäten beklagt, zu-
gleich aber eingeräumt, dass die Unternehmen in der
Vergangenheit vielleicht zu rigoros in ihrer Einstel-
lungspraxis waren. Allerdings sei zu bedenken, dass
während der letzten sechs Jahre, was in etwa der
Dauer eines Informatikstudiums entspricht, drei Tech-
nologiewellen über den IT-Bereich hinweggegangen
sind und man wisse heute einfach nicht, wie der Be-
darf in zwei Jahren sei. Wenn freilich die Industrie
heute noch nicht weiß, was sie in zwei Jahren will,
dann sind alle Anstrengungen der Universitäten, die
Studiengänge praxisnäher zu gestalten, weitgehend
vergebens. Eine fundierte methodische Ausbildung ist
dann allemal günstiger, als kurzfristige und pseudo-
praxisorientierte Studiengänge anzubieten, deren
Hauptziel es ist, der Industrie junge Menschen mit ei-
nem Minimum an Kenntnissen zu liefern, auf die sie
dann jeweils eine sehr eng ausgerichtete und offen-
bar rasch überholte Ausbildung setzen kann, die nicht
sehr lohnintensiv ist.
5 In der heute vielfach üblichen Hochstapelei wird ja
schon das Einüben des Einmaleins in der Grundschule
mit dem Begriff „Mathematik“ belegt. Dabei gelingt es
manchen offenbar nicht, die dort vermittelten Fähig-
keiten bis in die Studienzeit hinüberzuretten. Der Ver-
fasser hatte in einer kürzlichen Examensklausur die
„ungeheuerliche“ Aufgabe gestellt, ohne Taschenrech-
ner mal 1 durch 0,89 zu dividieren. Über die Ergeb-
nisse gibt es nicht viel zu berichten: Die Aufgabe wur-
de von den meisten schlicht ausgelassen.
6 Die Einrichtung einer Vorschulklasse und das strikte
Achten auf einen Schulbeginn mit sechs Jahren ist
notwendiger Teil eines Gesamtkonzeptes, das auf die
Verkürzung der Schul- und Studienzeiten abzielt.
7 Erfreulicherweise setzt die Schulpolitik in Baden-
Württemberg auf Drängen des zuständigen Ministeri-
ums diese Forderung zunehmend um.
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8 Diese Diskriminierung zeigt sich beispielsweise dar-
in, dass Universitäten und Fachhochschulen nur in ge-
ringem Umfange kooperieren, in der Tatsache, dass
selten gemeinsame Fachtagungen veranstaltet wer-
den und in der Behinderung von Fachhochschulabsol-
venten, die sich in angemessenem Rahmen und in an-
gemessener Zeit an der Universität weiterqualifizieren
wollen. Diskriminierend wirkt indessen auch, dass die
Universitäten zum Teil Studierende aufnehmen müs-
sen, die ihrerseits am harten Numerus clausus man-
cher Studiengänge an den Fachhochschulen geschei-
tert sind (dazu Franke, 1994, 43 f.). In diesem Zusam-
menhang ist jedoch auf die Vorreiterrolle der Univer-
sität Stuttgart zu verweisen. Ihre Promotionsordnung
sieht die grundsätzliche Möglichkeit vor, dass Fach-
hochschulabsolventen mit einem fachlich begründe-
ten, aber zeitlich vertretbarem Aufwand an ergänzen-
den Leistungen promovieren können. Davon machen
bereits einige Gebrauch. Hinzu kommt die Möglich-
keit, dass Kollegen von Fachhochschulen als Gutachter
im Promotionsverfahren an der Universität mitwirken
können.
9 Zum angestrebten Einheitsbrei zählt der Verfasser
das seit geraumer Zeit zu beobachtende Streben der
Fachhochschulen, sich als Hochschulen beziehungs-
weise gleich als Universitäten zu bezeichnen. Zur Zeit
freilich noch eher verschämt in der englischen Über-
setzung (University for Applied Science), womit indes-
sen insinuiert wird, dass den traditionellen Universitä-
ten nicht viel am Anwendungsbezug ihrer wissen-
schaftlichen Erkenntnisse gelegen sei. Zu diesem Be-
streben zählt auch, den Fachhochschulen das Promo-
tionsrecht einzuräumen und zwischen den Studi-
engängen an der Universität und an den Fachhoch-
schulen keine wesentlichen Unterschiede zu setzen
(vgl. zum Beispiel die jüngste Forderung der Fach-
hochschulrektoren und der entsprechenden Hoch-
schulräte: „FH-Rektoren: Gleiches Geld für alle Mas-
ter“, 2002). Das generelle Promotionsrecht für Fach-
hochschulen unterscheidet sich doch sehr von der –
nach Erbringung notwendiger Aufbauleistungen – be-
gründeten Promotion von Fachhochschulabsolventen
an Universitäten.
10 Soweit die Praxis den Absolventen der Berufsaka-
demien Fähigkeiten vermittelt hat (zum Beispiel Diszi-
plin, Genauigkeit usw.), die auch für das Studium nütz-
lich sind, wird sich dies gegebenenfalls ohnehin ver-
kürzend auswirken.
11 Die Klage, dass die deutschen Studierenden zu alt
seien, ist dem Verfasser geläufig, seit er seinen ersten
Schritt in die Universität getan hat. Dennoch gelang
ein beispielloser wirtschaftlicher Aufschwung bis hin
zum langjährigen „Exportweltmeister“. In der Studien-
dauer allein kann daher offenbar kein Mangel liegen.
Es scheint, als ob andere Gründe dahinter stecken:
Natürlich wird die Zahl der Berufsjahre sehr verkürzt,
wenn man mit 28 Jahren oder später in den Beruf
einsteigt und ab dem 50. Lebensjahr bereits zum Vor-
ruhestand genötigt wird. Und dass 24-Jährige noch
leichter formbar sind als 28-Jährige, ist sicher auch
nicht zu bestreiten. Wie oben schon erwähnt, tut sich
ein Paradox auf zwischen der Forderung nach jünge-
ren Absolventen, die aber zugleich fachlich qualifizier-
ter und interdisziplinär ausgerichteter sein sollen
(Zeidler, 1993, 56).
12 Beim Leistungspunktesystem (credit point system)
entfällt die Diplomprüfung in der bisherigen Form. Hat
man genügend Punkte in den bezeichneten Studien-
fächern beisammen, so ist der schriftliche Teil des Stu-
diums erfolgreich beendet. Zu erbringen ist dann nur
noch die Abschlussarbeit (Diplom- oder Magisterar-
beit). Ungeachtet der anderen – studienzeitverlän-
gernden – Faktoren wirkt der Verzicht auf ein Bündel
von zum gleichen Zeitpunkt zu erbringenden Ex-
amensklausuren natürlich verkürzend. Allerdings ist
darauf hinzuweisen, dass die – womöglich an ver-
schiedenen Universitäten – zu unterschiedlichen Zeit-
punkten zusammenhanglos erbrachten Leistungen
das geforderte vernetzte Denken nicht gerade unter-
stützen.
13 Es gibt Anzeichen dafür, dass zum Teil vollständig
privat finanzierte, zum Teil mit staatlicher Hilfe neu
eingerichtete Bildungsinstitutionen, die den Zusam-
menhang zwischen global orientierter Bildung und re-
gionaler Verankerung nicht genügend beachten, in
Schwierigkeiten geraten. Tatsächlich lebt ein Studium
vom gedanklichen Austausch mit anderen Studieren-
den und den Lehrenden. Ein in Deutschland komplett
fremdsprachig abgehaltenes Studium würde die aus-
ländischen Studierenden alsbald isolieren; eine wenig
attraktive Aussicht.
14 So ist beispielsweise weder der deutschen Wirt-
schaft noch der öffentlichen Verwaltung klar, welche
Inhalte mit diesen Studiengängen verbunden sind.
Auch liegt keine Klarheit über das Einstellungsverhal-
ten von Wirtschaft und Verwaltung vor; vgl. Informa-
tionen des Instituts der deutschen Wirtschaft, Nr.
5/2000, 6/7; vgl. auch Ramm, 2000, 236 f., der auf
massive Unterschiede selbst im angelsächsischen Be-
reich hinweist. Dementsprechend sprach man sich
auf dem Dritten Stuttgarter Bildungsforum auch für ei-
nen grundständigen Diplom-Studiengang mit dem
Abschluss „Diplom-Verkehrsingenieur“ aus. Master-
Studiengänge stellen keine akzeptable Alternative; sie
können jedoch als sinnvolle Ergänzung konzipiert wer-
den (Berichte, 1999, 72).
15 Hier ist zu erwähnen, dass die Universität Stuttgart
mit ihren Sonntagsmatineen und gemeinsam mit Ho-
henheim mit Programmen im Rahmen des Studium
Generale beispielgebend in ihrer Ansprache an die
Bürger und Bürgerinnen der Stadt sind.
16 Der Verfasser beschränkt sich hier vor allem auf die
Lehrevaluation, die auch ein besonderes Anliegen des
langjährigen Wissenschaftsministers Klaus von Trotha
war (vgl. v. Trotha (1993, IV. Teil, 21ff). Auf ihn geht
die verdienstvolle Einrichtung des Landeslehrpreises
zurück. Dementsprechend sieht das neue Hochschul-
recht in Baden-Württemberg eine eigene staatliche
Evaluationsagentur vor, die einen Schwerpunkt in der
Lehre hat. In umfassenderem Sinne stellt die Evalua-
tion darauf ab, „ob die zu prüfende Einrichtung ihre
Studiengänge angemessen plant, organisiert und
durchführt und ob das zugehörige Umfeld (For-
schung, Räumlichkeiten, andere Fakultäten, Univer-
sitätsstrukturen, Ausstattung usw.) eine qualitativ
hochwertige Ausbildung unterstützt“ (Claus/Kern,
2000,1). So gesehen richtet sich die Evaluation in
erster Linie auf eine Selbsteinschätzung der jeweili-
gen Hochschuleinrichtung (HRK, 1998, 10 f.).
17 Genauso wenig wie dem Verfasser die Akkreditie-
rung von Produktionsverfahren zur Käse- und Wurst-
sortenherstellung oder die der Bereitstellung von IT-
Angeboten sinnhaft erscheint, will ihm die Akkreditie-
rung von Studiengängen einleuchten. Sicher lassen
sich „Gütesiegel“ oder „Testate“ aller Art denken. Ein
neuer Studiengang könnte sich im Laufe der Zeit si-
cher um solche Bewertungen bemühen; neue Studien-
gänge jedoch von Anfang faktisch an eine erfolgreich
verlaufende Akkreditierung zu binden, ist allerdings
sehr fragwürdig (vgl. auch Claus/Kern, 2000, 3).
18 Der Eindruck ist nicht ganz von der Hand zu wei-
sen, dass hier neue „Dienstleister“ mit Macht auf den
Markt drängen. Hinzu tritt, dass die Politik spürt, wie
unübersichtlich sich das Gebiet der gewollten Interna-
tionalisierung von Studiengängen zu entwickeln be-
ginnt, so dass sie sich rückversichern möchte. Dabei
wäre es vielleicht sinnhafter, die entsprechenden Res-
sourcen unmittelbar in den Hochschulen einzusetzen.
19 Denkbare Kriterien könnten ja sein die Zahl der
Auslandsbesuche, die Häufigkeit der Nennung eines
Ministers oder seines Hauses in der Presse bezie-
hungsweise im Hör- und Fernsehfunk, Umfrageergeb-
nisse o.ä.
20 Vgl. auch die Regeln des Hochschulverbandes
2000 (verabschiedet als „Resolution des 50. Hoch-
schulverbandstages 2000“ am 5. April in Berlin), mit
denen wissenschaftlichem Fehlverhalten vorgebeugt
werden soll, in: Forschung und Lehre, 6/2000, 292.
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